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Die Herausbildung der Einheits-
gewerkschaften - eine der wichtigsten
Ernrngenschaften der
Arbeiterbewegung unseres Landes

Einleitung
,,Die Einheitsgewerkschaften, an de.en Schaffurg die Kommunisten
nach der B€freiungvom Faschismus wesentlich beteiligt war€n undin
denen sie st€ts aktiv mitarbeiten, stellen eine der größten Errungen-
schaften der ArbeiterbewegtDg der Bundesrepublik dar. Ihre Existenz
und ihr Wirken waren eine wesertliche Voraussetzung dafür, daß die
Arbeite.klasse unseres Landes bedeutend€ soziale und demokrätische
Errungenschaften durchsetzen urd behaupren konnte" (Programn der
Deutschen Kommunistischen Part€i).

Die Einheitsgewerkschaften waren und sind d€IReaktion €in Dom im
Auge. Seit ihem Bestehen gab es immer wieder Vers'rche, die Einheit
der DcB-Gewe.kschaften zu zerschlagen oder zumindest entschei-
dend zu schwächen. Das gilt fur das Bemuhen. Teile der Angestellten
von den einheitlichen Gewerkschaftsorganisätionen der Arb€it€r und
Angesteilten lemzuhalteE ud auf Sonde.organisationen, wie die
Deutsch€ Angestellten-Gewerkschalt, zu orientieren oder turden ver-
such bestimmt€r, der CDU nahestehender Kreise, in den fünlziger Jah-
ren den DGB durch sogenamte christliche GewerkschäJten direkt zu
spalten. Seit den Bestehen des Deutschen Gewerkschaftsbudes hat es

auch nicht an Vesuch€n gefehlt, die DcB-Gerverkschaften von innen
heraus zu schwächen. ihreAutonomie, ihre Grundorientierung aufdie
Interessen der Arbeiter, Angestellten DdBeamten in rlage 2u stetlen
und insbesonde.e kommunistische und andere fortsch ttliche Kräfte
ins Abseits a drängen. Das ist auch heute nicht anders. In seinen
,,Klarstellungen zum Buch,Der Marsch derDKP durch die Institutio-
nen"'fragt der Vorsitz€nde derDKP, HerbertMies: ,,Was soll denn der
Versuch, die Kommunisten aus der .Tmditionslinie' der Cewerkschaf-
t€n zu ve$:rDeD und dies in einem Augenblick, da auf die Gewe.k-
schaften und die tubeiteIschalt alles andere zukommt, als €in€ angeb-
liche ,kommunistische Gefatu'. was soll es, wenn man wider besseres
Wissen und cewissen und wider diegeschichtiich€ Wahrheit einen po-
sitiva Beit.ag von uns Konrnunisten am Zustandekommen der Eir-
heitsgewerkschaft und ihre. I'dtigung leugnet?" (He.bert Mies: DKP
wld Gewerkschaften, Neuss 1981. S.5)

r,ri/enn wiruns in diesem Bildungsheft mit der Herausbildung der Ein-
heitsgewerkschaften beschäftigen, gebt es also nicht nur üm die Ve.-
mitttung histo scher Tatsacben, sondem auch um einen Beitrag zu ak-
tuellen Fragen des ideologjschen Klassenkampies.



EIlahIunaen der
Geschicht€

Fin .Dtif.scbistisch-

Umsest3ltüng

I. Vlelche Erfahrungen führten zum
Eintreten ftir einheitliche
Gewerkschaften? Welche
Grundgedanken lagen dem Einheits-
streben zugrunde?

Es waren Erfah ngen der G€schichje, di€ nach den Jahrcn der faschi
stischen Herschalt ttir alte St$mungen in der Arbeiterbeq,egung nur
eineD SchluS zuließen: Die Deuen cewerkschaften müssen als einheit-
liche und kampfstarke Organisation ertstehen. Nach den OpIem des
aDtilaschistischen Kamples. näch den Millionen Toten des zweiten
Weltloieges und ang€sichts der gmßen V€rantwortung d€r Arbeiter-
klasse fib die Al.§rottr]ng auer Wulz€ln des Faschismus urd Mi.litaris-
mus wurde die einheitliche Gewerkschaftsbewegung zur zwingenden
Notwendigkeit. Dazu saete der damalige laDgjähige vorsitzende der
ÖTV, Kummemuß, auf der ÖTv-JugeDdko.le.enz im Ap l 1964: ,,Mit
der cewerkschaftsbewegung ging es am 1. Mai 1933 zu Ende . . . Viele
Gewerkschafter, Sozialdemokatm und Kommunisten, kamen in KZs
und Zuchthäuser. In der Weimaier zeit gab es bis zu hundert Cewerk-

.schaften. In den KZ3 haben wir uns lange unterhalten und wäIen uns
einig, weD wir mit dem Leben davonLommm, wem wü hier heraus-
kommen u.nd eine ander€ Zeit beg,nnt, dantr müssen wü alles daranset-
zen ünd eine Einheitsgewerkschaft schatfen. Deni nur ein€ Einheih-
eewerkschatt kann verhind€r, daß es wieder zu KZs komht. . ."
(DGB wohin? Dokumente zur Prog!ärm-Diskussion, FranliCurt sm
Main 1980, S. 176)

Dieser Wille zu Einleit 
'mter 

den A.rbeitem u.nd Angestelten war es,

der den DGB im Oktober 1949 nach mäncheD Schwie skeiten und
Yerzdgerungelr entstehen ließ. Er wurde vo; Anhling€m arler malgeb-
licheD antifaschistisch-demolsatischeD Strömungell in der Arbeiter-
bewegung gegrüldet.

Nebm dem Wülen zum gewerkschaftlicheD Zusammenschluß a[er Ar-
beiter, Angestellten ud Beamt€n - Kommunisten, Sozialdemohaten
und C}llisteü in eiDer Organisation war auch die Bereitschaft der Ge.
werkschafter algemein, aktiv an einer antifaschistßch-demohati-
schen Umgestaltung mitzuwükeD. Atle vor dem DGB neu entstandg.
nen einheitlich€n rcgionalen Gewerksclaftso.garisatioDen lorderten
in ih.ren ProglalrmeD, Satamgen oder Grudsätzen die Entmilita sie-
ru$g, Entnazitizierung und die Edtmachtung der Monopolheren. So
hieß es im Artikel 5 der Grurdsätze des Freien Gewerkschaftsbundes
Hessen: ,,Die crundhaltung ist antifaschistisch urd äntimilitari
stisch". Eine Bet ebsdtetagung der Industriegruppe Bergbau d€s
fteim Cewerkschaftsbundes Hessen vertangte im März 1S46: ,,Das ge".

sähte öflenUiche und Wirtschaftsleb€n ist von Kriegsschuldigen und
Reaktion?üen zu säubenj b€fähigte Werktätige sind systematisch zu
schulen, um die Enuassenen ersetzeD zu kdnn€n. Kartelle, Latiludien
und Gmßbanken sind zu liqDidieren . . ." (Deutsche Volkszeitung [Ber-
linl, 24. März 19.16)

Die cewelkschattskonferenz der britischen Zone beschloß id Augüst
1946 | ,,Die un}leilvolle Ro[e, n'elche die privat€n Monopole der Wüt-



schatt in der Vergang€nheit Sespielt haben, verlargt in der zul<unftigen
Witschaft ihle Beseitigung, wie es zugleich die Potsdamer Beschlüsse
fodem". (Protokoll der G€werkschaftskonJerenz der britischen Zone
vom 21.-23. August 1946 in Bielefeld, S. 23)

Der erste Kongeß des Gewerkschaftsbundes Württemberg-Baden im
August/September 1946 erklärte: ,,Die Gewerkschalten kämpfen lür
di€ Übelwinduq der kepitalistischen wirtschaft. llr Endziel ist etue
sozialistischeWirtschaft". (GewerkschaftszeitunglMüncheDl, 20. Sep-
teober 1946)

Korzeichnond fiü die sfturrion bei d€r Neußtündung der Gewerk-
rcürlt.. lrch 1945 w§ lbo ein Bal die antilsi.histische Ofi€rticrr,4s
der ccs.Itlch.ft.r ud zuD dd.r.n itr; Elke"ntDis, dsß die tubei-
t rllst. nur in f,irtcit di. ß€ellti.![ Aurgabetr lös.r ksnr.

Deß 19{5 alle cewerkschatter zur Einheit drängt€n, mußte selbst de.
späterc CDu-Minister Jakob Kaiser, der damab eine Rolle in den Ge.
r'€rlrschaften spielte, zugeb€o. E. schri€b in den ,,Gewerkschaftlichen
Monatlheften": ,,Nach Kri€gs€nde hatte sich der Zusamm€nschluß der
veßchiedenen Gewerkschsftsrichtungen zu einer Einneißgewerk-
scltalt sozulagen spontan vollzogen. Hinter dieseh zusammenschluß
strnd dulchau.s nicht als feibende Kraft der Wille der Besatzungs-
mächte - auch nicht iener de. Sowjetunion -, wie es dieser oder iener in
ellzu duchsichtiger Weise heute darstellen möchte, sond€m der EnF
6chluß verantwortlicher gewerkschaftlicher Kreise selbst". (Nr.
r/1956, S. r)

Über die Situation des Jahres 1945 schrieb später der langiährige vor-
sitz€nde de! IG Metall, Otto Bren er: ,,Di€ Erfahrungen mit der nätio-
nalsozialistischeD Djltatur hatten aIIe Ge1l,erkschafter zwei Dinge Ce-
lehrt: Erstens: Jede Spalturg in parteipolitische und konf€ssioneile
Bichtugen schwächt die Gewskschalten urd damit die K.aft der Ar-
beitn€bmer. Nur der solidarische Zusamm€nschlui alerA €itnebmer
in einer g!oß€n, einheitlichen Olganisation kann die Intercssen ud
Recht€ der arbeitendeD Menscheü mit Erfolg wahren. Darum trcten wir
tur die Erhaltung üd lestigung der Einleitsgewerkschaft ein. Zwei
tens: Wenn die Demokratie gesichert sein soll. mua sie sozial veran-kert
*'erdeD. So erwächst den Gew€rkschaften immer wieder die Aufgabe,
für eine demokatische Umg€staltung der gesellschaftlichen Slruktur
in allen Bereichen eüzutreten." (Otto Brenner, Gewerkschäftliche Dy-
nami} in unserer Zeit, FrankJurt am Main 1966, S. 64165)

D.r Ged.DL. d€r EiDi.itlaäi,crllch.ft har als 3ei!€r tiefsten Grud "
iD d€c g€rE€tnlarnetr Erfahrüls mit Faschismus ulrd Krieg, in den Er-r
frLrog€n d€r arlifaichtltischeu Kampfes.

Es gab und Sibt Versuche, de GedaDken der Einheitsgewerkschatt
vom antiJaschistischen Kampr gewissemaßen abzuLreMen, das Stre-
ben nach einheidicher Organisation von seinem politischen Inhalt z'r
Iösed- So sind Gegner der GM€rkschaften und auch Kdfte inne.halb
der GewelkschatteD bemüht, die wuzetn der EjDheitsgewerkschaften
vom antilaschistischen Kampf abzutr€men. Ah Ende de. Weimarer
Republik und zu Beginn des Faschismus gab es Versuche der ADGB-
Gew€rkschaften, der Hirsch-Dunckenchen und der Ch stlichen Ge-

Erfehug mit
Faschismu6 und Kri€g



Gewerkscüaftlicher
zulammenhalt nie-
mals ganz zerstön

werkschaften, die Gewerkschaften organisatorisch zu ver€inheitli-
chen, dabei aul den KtassenlaDpl zu veüiclteD ud so die Cewerk-
schäften zu bloß berufsstäDdiscnen O.ganisationen zu machen. Ir Ve!-
öffenuichungen vor alem der Untemehmenerbände und der CDU
köDnen wir ilrmer wieder lesen, daß das die eigeütlichm wuzeln der
Einh€itsgewerkschalt seieD. Otto Brcnner sagte über dise damaligeD
Velsuche: ,,. . . Die Versuche einiger Gel,erkschaftsführer ischen
Januar und Mai 1933, dulch Anpassurg an das Regime die Organisa-
tionen zu retten und vor der Auflösung zu bewahen, (konntm) keinen
Erfolg haben". (Otto Brenner, Gewerkschaftliche Dynamil in u,'lserer
Zeit, Flan-kfurt am Main 1966, S.62)

Es war vielmehr, wie der sozialdemokratische Historiher Hans Momm-
sen in der Eestschrift zum 1 00. Gebutstag von Iiars Böckl$ schrcibt,
das,,KoMept einer ordnungsstiftenden nationaleD Eirheitsgewerk-
schaft, die auf das Mittel des Klassenkampfes verzichtet, betont aDti-
kommunistisch . . . Die hierin enthaltene Überschätzung d€s Prinzips
bloß€r Orgarisation und der Glsub€ an die einheitsstittende Kraft des
nationalen Gedank€ns, a der man sich nun ausdrücklich bekamte,
hat dann der nationalsozialistischen Gleichschalhugspolitik in die
Hände gespielt-" (Ha.s Mommsen, Gewerks€haften zwischen Anpas-
§rne und Wide$tand, in: vom Sozialistengesetz zur Mitbestimmung,
hsg. von Oskar V€tter, KöIn 1975, S. 290)

Im Geschältsbericht des Deutschen Gewerks€haltsbundes der bdti-
schen Besatzungszone wird über diese z€it festgestellt: ,,Itotz der Ver-
nichtung der Gewerkschaften im Mai 1933 tDd trotz der Tatsäche, daß
die dama ls tätigen GewerkschaftsfunktioDäre last ausnabmslos in Ge-
Iängnissen, Zuchthäusem oder Konzenhationslagem länger€ oder
küzere Zeit €ingespent worden wareD, war de. gewerkschaftlich€ Zu-
sammenhalt niemals ganz zerstört geweseD. Dieser Zu§ammenhalt hat
immer wiede! dazu geführt, die Hoffnug auf die Möglichkeit eines
Neuaufbaus der cewerkschaftsbewesung zu stärken.

Dabei waren sich aIIe Gewerkschaftstunktionäre dadber k1ar, daß die
neue deutsche Gewerkschaftsbewegung nicht €in€ bloße Fofisetzung
der bis 1933 bestaDdenen Gewerkschaftsbewegug sein durfte. Alle
Gewerkschaftstunltionäre waren bei BeginD des Neuaufbaus von der
einmütigen Auffassung beseelt, aus den Erfahrungen, Fehlem ünd Un-
te assmgeD der vergangenheit zu lemen und entsprechend den ver-
anderten Gesamtverhältnßsen eine neue einheittiche G€le€rkschafts-
bewegung schaflen zu wolen- Beim Zusammenbruch und auch in den
nachfoleenden Monaten warcn so gut wie keine Verbindungsmöglich-
keiten mit der NachbaEtadt oder dem Nachbarort vorhaDden. Die Tat-
sache, daß trctzdem überal in einheitlicher Weise ve$ucht wurde, die
cewerkschaftsbev,egung aulzubauen, ist darum von gallz besondeier
Bedeutung- Sie zeigt, daß sich die lunltionäre mit d€m ProblerE Neu-
bildung der Gewerkschaften nicht nur eingehend befaßl, sordem auch
übera[ die gleichen ErkeDntDisse aus der Geschichte der G€werk-
schaften vor 1933 gewonnen rDd dementsprech€nd auch die chtigeD
SchlußfolgeruDgen tur die zuküDftige Gestaitung der Gewerkschafts-
bewegung gezogen hallen.

Di€s€ n€ue Bewegung elfüllte das Sehnen all jeDer Menschen, die in de.
Zeit der verfolgDg übe. alles Trcnnende hirweg die Schaffung €iner
neuen Gewerkschaftsbew€grng, frei vor parteipolitischen, weltan-



schautichen, konlession€Uen und beruflichen Bindungen, vorbereitet
hatten." (Die Gewerkschaftsbewegung in der britis€hen Zone, ce-
schäftsbericht des Deutschen cewerkschaf ts-Bundes Ibritische Besat-
zungszonel, 194?-49, Bund-Verlag KöIn, o. J., S. 9 10)

Wenn sichauchdi€ Gewerkschaft erüberalldarin €inigwaren, dalJeine
weseDtliche U$ache für die Niederlage der Arbeiterbewegung 1933
ihre orgarisatorische Zersplitterung gewesen war und im Unterschied
zu den Richtungs- und BeruIsgewerkschaflen der Weimarer Republik
nun eine einheitliche G€werkschaltsbewegung gschaffcn werden
müsse, gab es jedoch überdie Oryanisarioßlolm unteßchiedliche vor-
stellungen. Dabei standen sich die vorstellungen von einer zontral -n
und von eher fädeBliven Einleitsgewerkschafi geg4ilber. worum
aing es? In der Orgadsationsform der zentralen Einheitsgewerkschaft
sollten die Indust egewerkschaften nu Abteilungen der Einheitsor-
ganisation sein. Di€ Mitglieder sollten direkt in die Einheitsgowerk-
schaft aufgenommen werden. Dagegen hatte das Prinzip der föderati-
veD Einheitsgewerkschaft den Gedanken des Zusammensahlussel _au-
lonomer Industriecewerkschaftsverbande rn ernem Dachverband
zum Inhalt. In den meisten Orten entschi€dersich die cewerkschafter
am Anfang für den Aufbau zentraler Ei.Ieitsgewerks€haften, in dem
Bemühen, den Gedanken des einheitlichen politischen Handelns noch
stärker zum Tragen zu bringen.

Diesen Plänen setzten jedoch die Besatzmgsmächte in den w€§tlichen
Besatzlugszonen alle mögtichen Hindemisse in den weg. was di.
westlichen Besatzugsmächte mit ihrcr Politik gegenuber den ce-
wert<schaften bezweckten, gehl aus der Außerung des Oberbefehlsha-
bers der b tisch€n TruprEn in Deutschland, Marschall Montgomery,
herl,,or: ,,Die Bussen urterstützten die Gee erkschaften. Ich beschloß,
dasnichtzu tun; ich war zwarsehrdafur, daßsie langsam, den VerhäIt-
nissen entsprechend, wachsen sollten, aber dägegen, daß sie ,forclert'
wurden. Dadulch hoffte ich zuereichen, däß im Laufede. zeit as iI-
r€n eigercn Reihen di€ richtig€n Leute an dieSpitz€ kamen. Cingen wlr
jedochzuschnellvor, so bestaDd die cefahr. daßdie cewerkschaltenin
lal§che HäDde ge eteD und daräus Schwierigkeiten enlslanden.'
(Maschau Montgomery, MemoireD, München o. J., S. .1)B)

Die zentrale Ei.Ieitsgewe.kschaft wurde als,,kommunistischen Zie-
ten €ntsprechend(e)" Orgarisationsfom bezeichnct. (L. D. Clay, Ent-
scheidungen in Deutschland, Frankfu( am Main 1950, S. 323)

Währ€trd di€ §o*ieriscbe BesarzurS§macht detr demokstischen KIäf-
r€D vollc Urterstüt uog gevähne, um si€ zu befähigen, die an.ifsschi-
3tilch-dmolcatische Ertwicklung Deütschlands selbsr zu gestalten,
t,urde itr .len westlichm BesatzunSsronen die lnitiltive dcl sewerk-
schaftlicheD K!äfte schemmt urd .uch uterdrückt.LatEc zei-t ver-
hinderten die w€stlichen Besat4.!!1gs!!?lqh!e dre Verbjndun€. dEr Ce-
werkschaften unter€iDander ud unterbanden a ll. Bgstrcbunp.. z qih-
rcr zenrralen vercinrgrr:rs- sre oegiuäa.Gn [iä 1srem.rr"ch( Pol,r,k
zu zeßplitt€rung der Gawerkschaften mil der verlogenen Phrase,
diese mußren sich demokrälrsch, von unren enrwrLkeln. Dur(h VFrbole. /
IsoLerung und Enlfemung koßequ(nler FurLktrcnare. Ernbau butu '
kratischer Hemmnissc und ideologrs(he BeernflussuC hemmtln .rcl
Sewissermaß€n den revolutionären Elan in der gewerkschaitlichen
Mitgliedschaft. Sie erlelchlen, däß die Begeisterung, die die Arbeiter
fur die Gewerkschaftsarbeit e.faßt hatte, ,.zum arößtm Teil z6am-

Unt€rschiedliche
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Orgarisoaiorslonn€r
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Bedeuturs der

mengebrochen ist in dem ftommelfeuer der Verordnungen der Besat-
zungsbehören", wie das Mitglied des Gewerkschaftlichen Zonenselse-
tadats der bitischen Besatzungszone, Hans Böhrr auf der Gewerk-
schaftskonlerenz der bntisch€n Zone ir August 1946 erkläte (Pmto-
koil der cewerkschaltskonfermz der bntischen Zone vom 2 t.-2 3. Au-
gust 1946 in Bielefeld, S. 51)-

währetrd so die westlichen Besatzun8lmächt€ einerseits de! scüIlsll€n
Au{bau einer koDsequerteD, schraghäftiged cewe*§chttuorgantc!-
tion verhinderte& verschalften sie arderels.ib den krpitaliltbcher
Kdften zeit, sich zu ssmmeln. Paralel damit verfolgten sie systema-
tisch ud mit den verschiederßtm Mitteln da8 Ziel, die westdeutsch€r
Gewerkschatten von dem eingescNagenen KuIs des Kampf$ für eine
antifaschistisch-demokratische Umgestaltung abzubringen-

D as tief aber dcht rcibugslos ab. Die Gew€rkschafter al]er Zonen ver-
laDgtm immer dringender von ihreD Leitugen die zrrsamm€narbeit
ud Vereinigug de. Ge\i/erkschaftm über die Zonengrenzen hinw€g.
Als es Ende 1946 zu IntEzorokoDler€nz€tr der deutschen C€v/€rk-
schaften kam, erfuhen diese die aktive Urte$tützung der Gewe*-
schafter aIIe. vier zoüen. Die Arbeiter ud Gewerkschalter erblicl<ten
in den Interzonenkonle.@en einen wichtigm Beihag, um den in d€D
Westzonen eingetretenen Tempoverlust einzulolen und düch Zu-
sammenlassue arter geq'erkschaftlichen Kräfte di€ alrohend€ Restau-
ration (Wiederherstellung der alten Besitz- und Machtveüäiltnjsse) in
d€n Westzonen zu verhindem und äntifaschistisch-demokratische
verändelusen düchzusetzen.

Über den Aufbau der deutschen GewükschaJten sagt eire EntscNie-
ßDs der 3. Interzone.konferenz vom rebruar 194?r ,,Die Sehnsucht .

der arbeitenden Massen äu-ße.t sich immer v,i€ds ir dem willen üach
einel starken Gewerkschaftsbewegung, die urter dem Gesetz reliSiöser
TolelaM und pateipolitischer Neutralität steht. Die neuen Gewerk-
schaften werden ihe organisato schen, sozialeD, wirtschatuiclen ünd
kultl]Iellen Aufgaben nur erfüll€n können, wenn sie der Wirtschaft und
dem Staat gegenüber als eir uabhängiSes Ganzes auftreten." (Albert
Behrendt, Die InteüonenkonlerenzeD der deutschen Gewerkchaften,
Berlin 1959, S- 201)

Die Interzonenkonfererzen sind ein weitcrcr Beweis daflir, Eie stark ir
der deutscheD Arbeit€iklasse der Wumeh trrch EiDheit ud der wllle
zu demokratischen, artifalchistischen Ve!äDderurgen wol. Das deut-
sche Monopolkspital und die imperialisttuchen Besatzungsmächt€ hat-
teD erkannt, daß es ihnen unmöglich war, die Macht des Iinperialismus
in ganz Deutschland wiederheEuste[ed. Um dio HerEchaft d€! (ircß-
kapitsls werissteN itr eiD€h Teil Deutschlsnds re.tauri.tcr ru kö&
nen, betrieben sio dic Sp.ltug Deutlcblan&, *obei die Vethirderurg
der Ein-heit dE deutschen G€w€lkschaften eire ganz erhchcidede
Voraussetang war. Nachdem es den imperialistischen Besatzungs-
mächten gelungen war, detr Schvrung in der Aüeiterktasse und der
Gewerkschaftsbewegung der westzonen ababauen, bei vac}lsendm
Teilen von ihr den festen Glauben an den Aufbau Deutschlands aus ei-
gener K.aft zu erschüttem und durch eine Politik des Hung€rs ilre Wi-
derstands]3aft herabasetzen, setzlen sie derLllarshall-PIa]Lrb Mittel
zur VerwirHrchung inrer ziele eia Der Marshau-Plan festigle eDt-
i;cheidend den Eirflüß der am€rilranischen Monopol€ in der westd€ut-
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schen WirtschEft, lähmte den Wide.stand der Arbeiter gegen die rc-
stauraüve EDtwicklung und war auJ die Erhaltudg der H€rIschaft des
Monopolkapitals in deD Westzonen gerichtet.

I'ührer}de Sozialdemohaten lmd auch Gewerkschäfter in den Westzo_
nen unteNtützten ahesen Kus. So kam es zur Bildug de§ ,,Gewerk-
schaft$at€s der vereinten Zonen" am 6. November r94? in Fran}furt
am Main. Damit stelten sich die Gewerkschsftsfülre. der briti§chen
u.d äheiiekhischeo Zone denen sich die der fmnzösrschen Zone im
Dezember 1948 snschlossen - auf den Boden der Bitonc und Ttizone
und damit der vorbereiLung ei.iea v,estdeu I schen Separatstsäle§. Das

mußte notsendigerweise ein Abrück€n von den nit ilirer Zustimmüng
gelaßten Besct üssen der InterzoDenkonf$enzen zur f'olge haben. Der
ondg{hig€ Abbnch der Interzonenkonfcrc!4' iD Aügu$ 1948 duch
ceEkschrtuIähter wie ftitz aarnorv. Willi Bichter usw. lf,ar das Er-
gebris €ines ruf di€ Verhird€rung dor He$telurg der ge6amtdeut-
schen Gserkschaftsehheir mit einelll antilaschistisch-demobsti-
§chen Pro8trmm,iel€ en Prozc§8es.

Vom 12.-14. Oktober 1949 land in München der G.ijndungskon$eß des
Deutschen GewerkschaftsbrDdes statt. Damit wuder die bi§ dahin
selbständigen Gewerkschaftsbünde der drci westzonen: Deutscher
GewerkschaJtsbDd (britische Besatmgszone); heier Gewerk-
schaftsbund Hessen, Gew€rkschaftsbund Wülttemberg-Baden, Balri-
scher Gewe.kschaftsbund (amerikanische Besatzungszone); Gewerk-
schaftsbund Südwiirttemberg-Hohsuollem, Badis€her Gewerk-
schaftsbund, Allgemeine.G€w€rklchaftsbundRheirüand-Pfalz (Ir -
zösische Besatzungszon€) zu enl}em Bud zusammengelaßt. Mit dieser
zusammenfassüng, der Amahme eines Grundsatzprogramms und der
Wa}l] eines Bundesvorstands tlat die Gewerkschaftsbewegury im W€-
st€n in eine neue Phase ihler Entwicklung ein. Mit der Gdindurg des
DGB üIden Xinleitsgewe.kschatten Iür die Bundesrepubtik geschaf-
fen. Die vom G!ündungskongreß angenornmene Satzung des DGB ent-
sFach zum goßen Tefl der ForderungeD und antilaschistisch-demo-
Iiratischm Stimmungen der Mitglieder. So ve.langte der § 2 die ,,Be-
kämplung von natioDalistischen und militari§tischen Einflüssen",
,,Kampf für die Sichemg ud d€n Ausbau der demohati§chen Rechte
ürd Flei}leiter des Voikes" und ,,Pflege des Geistes friedlicher Völker-
vsständigung".

Von b€sorderr Bed€uturg wsr die Anrahme der ,,WinschatuPoliti-
ßch€n G rdsätz€ des Deutschor GewerkschaftEbunde§".

Wein auch die Gründung des DGB faktisch eine Anerkennung des

westdeutschen Separatstaates urd damit der SpalttDg Deutsc ands
bedeutete, so wa. doch, alles in ä1]em, die Gründung de§ DGB ein gro-
ßerErfolg derArbeiterbewegung. Entsprechend dem Willen der tubei-
terklasse der Bunde$epublik wude nun auch hier eine Einneitsge-
werkschsft geschafien - im Gegensatz zu den Richtungsgewerkschaf-
ter in der weimarer Republik.

Bildurs des
c€werkschaftsrats der

cüDdüng des DGB
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VIL W€ltkonSreß der

KPD ebeitet
Erfahunge! ds

II. Welchen Beitrag leisteten die
Kommunisten zur Entstehung der
Einheitsgewerkschaf t?

Der Kampf der Komunisten um den Wiederaulbau der Gewerkschaf-
ten begann nach ihrcr Z€§chlagung 1933. D€I vII. Weltkon$eß der
Kommunistische!1 Intemationale, der Lehftn üd ScNüßfolgeruneen
aus den letzten Jahen ds weimarer Republik und dem Machtantritt
des raschismus für die intemationate Arbeiterbewegung zog, beschäf-
tigte sich auch gründlich mit der Gewerkschaftsbewegung und vor al-
1em mit der Einheit der Gewerkschaftsbewegung. In der-Resolution
zum Bericht an den VII, WeltkoDsreß heißt es däzu: ,,Der Kongeß be-
toni diri Seior-aer! wicliilkei ier Helstellunc der Eln]eitsftont auI
dem cebit des wirlschaftlichen Kampfes der Arbeiter und der Schaf-
funs der Einleit de. Gey€rkschafts-bsr{-egrrlg als überaus wichtige
Etappe böGer Festigung der Ei;httsfront des Proletariats ud macht
es de! KommuDisten zur Pflicht, alle pmktischeD Maßnahmen zur
Ver,r,/irklichDs der Einheit der Gewerkschalten im Betriebs- und
Landesmaßstab zu elgrcifen. Die Kommurlisten sind entschieden für
die wiederhersteüung del Eirheit der Cewerkschaften in jedem Lade
und im intemationaien MaSstabe; für einheitliche Klassengewerk-
schatten als eiren der wichtigst€n Stützpurlte der tubeiterkla$e Ce.
gen die Kapitalolfensive und den Faschismusi fü eine einheitliche
cewerkschaft in jedem ProduhioDsaeigj ftir ejnen eiDl€iflichen Ge-
werkschaftsbrmd in jedem Lande; für einleiuiche intemationaie Indu-
strieve$ände de. Gewerkschaften; für eine einheitliche, auf dem Bo-
den des Klassenkampfes stehendeGewerkschaftsintemationale" (Zur
Aktionsernheitspolitik der KPD 1919-1940, hßg. vom In§titut fur
Marxistische Studien md F'orschungen, harklurt am Main 1976, S.
116).

Diese restst€Iung€n des vn. Wettkongresses waren vor allem für die
deutschen Kommunisten von goßer Bedeutung, die in der Vergangm-
heit gelade in der Gewerkschaftspotitik sektiererische F€hler gemacht
hattm. Darüber haben wir im Heft 5 des ve4angeneD Bildungsjahrc§
gesproch€n. Auf der Bdsseler Konfer6" vola3--his15. Oktober 1935
hat die.KP! die Erfahrungen der Gewerkschaftsarbeit in der Weima-
rcr Zeit aufgearbeitet, sich mit Ve$äuDni§sen Dd MäDgeln auseinan-
dergesetzt und die entsprechenden SchluSlolg€rungen für deD Kampf
in Deutschland gezogen. AuI diese. Tagung e.klärte Wilhelm Pi€ck

,,wir Kommunisten unterscheiben durchaus die Formulie.'rng, die in
dem Dortmunder Einheitsfrontabkonmen enthaltm ist, das zwi§chen
der Unterbezi*§leitune der KPD und der Krcisleitung der SPD abge-
schlosseD wrude. Es heißt dort: .Wir als Einheitsfrontkomitee zum
Wiederaulbau der heien Gewerkschaften erklären. da3 diese Gewerk-
schaften kein Anhängsel der Sozialdemokatischen oder der Kommu-
nistischen Pärtei sind noch weden dürfen, daß sie aber auf dem Boden
der p.oletarischen Demokratie die Kdfte d€r Arbeiterktade in breite-
stem Ma-ße orgmisieren, zum Kampf gegen die wirlschaftliche und Pe.
litischeve$ldarung der Arbeiter durch den I'aschismus irBet eb rmd
Abeitsfront, flir die He$t€Ilung der Einheit der kbeiterklasse aul re-.

volutlonärer Grunatlage.' Wir Kommunisten §nd also dagegen, daß die



wiedelaufzubauenden Frei€n Gew€rkschaften oder die zu ihrer rörde-
rung zu schaffenden Einleitsftontkonlite€s unt€r d€r Führog einer
Partei stehen, und datur, daß sie völlig selbstäddig die ibneD zusteheD-
den Aufgabm z, Ii,sen haben. Nur so werden §e di€ bEit€st€n Schich-
ten de. Arbeiter erfassen." (Die Brüsseler Konfer€nz der Kommunisti
schen Pärtei Deutschlands,3.-I5. Oktober 1935, hrsg. voD Klaus
Marrmach, Itmkfun am Main 1975, S. 10r/102.)

ftir die praktische Zusammenarbeit von kommunistischen, sozlalde..
mokratischen und part€ilosen Gewerkschaftern gibt es im Widerstand
gegen den Faschismus zahltose Beispiele. Hier s€i nul der,,Monster-
prozeß" von Wuppertal en';rhnt. Irn Dezember 1935 begann €iner der
glößt€n Massenprozesse gegeD 628 Kommunisten, Sozialdemokraten,
f!€ie und christliche Gewerkschafter. Sie wurdeD in größ€ren Gluppen
von etwa 80 Anlifaschisten von d€n Landgerichten i! Wuppertal-El-
berfeld und Hamm zu hohen zuchthaüsstrafen veru-rt€ilt, weil si€ im
Wuppertaler Gebiet die Freien Gewerkschalten wieder aufgebaut und
im geschlossenen Widerstand sich gegen Lohnabbau, ve$chärfte AE-
beutung und erhöhte Zwangsabgabe gewehn hatten. Die Gestapo
hatt€ in diesem Züsarnm€nhang seit Ende 1934 über 1100,,Verdächti-
8e" verhaftet. 2 7 Verhaftete §ind bereits in der Vorunte.suchung durch
Mißhandlungen und Folt€rungen ermordet oder in den Setbstmord ge-

Als eEte Panei legte die KPD in ihrm histodschen Aufruf vom 11.

Juni 1945 die antiimperiatistisch-demokratischen Ziele i}trcr Politik
dar. Es war ein Programm Iür die Aliiionseidreit der KPD und SPD
und für di€ Ve$tändigung aler antifaschistisch-demohatischen Par-
teien und Oryanisarionen. Seine gundlegende Orientierung lag auch
den RichuiDien uber den Aufbau der deuen cewe.kschafleD, die das
ZK der KPD ebcDjat]s n Jum l945 beschloß, zugrunde. Dorl heißt es:'

,,...Die Slärkung der einheitlichen rreie. cewerkschaften ist von
größter Bedeutung für die Einigung der Arbeiterklasse und für die Ak-
tionseinheit aller antifaschistisch-demokatischen Kräfte... Die
Freien Gewerkschaften werden aufgebaut aul der crundtage des de-.
mokratischen Bestimmuogsrechts der Mitglieder. Die Crundlage der
Gew€rkschaft ist die GewerkschaftsolgadsatioD im Bet eb. Mitglied
kam jeder Arb€it€r, iede Arbeitedr und Angestellt€ werden" (zit.
nach: Gewerkschafllicher Neubeginn. Dokumente 1945/46, Berlir
1975, S. 1).

Das waren nicht nur I orclerunger! die auf dem Papier standen, sondem
diese I'orderungen beruhten auf den Erlahrungen des gemeinsamen
politisch€n Kampfes von tubeit€m und Cewerkschaftstunltionären
unterschiedlicher Weltanschauung und politßche. Aichtag. Cerade
heute, wo es Mode geworden ist, bei der Entstehung der Einneitsge-
werkschalt di€ Kornrnuni§ten gewi§sermaßen zu ,,vergessen"r muß
immer wieder daran erinnert werden, wie bedeutsam die Aüeit von
Kommunistenbei der Neugilndung der Gewerkschaften vor und nach
1945 gewesen ist. Wir möchten uns hier auf einige Beispiele beschrän-

(Bei der Vorbereitung de8 Gruppenbildungsabends sollten wir us
dslum bemüIen, etwas über die Anf?inge de. Gewerkschaltsbewegung,
däs Zusammenwirken von Sozialdemokatm. Kommunist€n und an-
deren Gewerkschaftem am jeweiligen Ort in den Bildungsabend ein-
zubringen.)

G4crLschatueiDlcit
im Widsstand

Der AufnI d.t K}D
vom ll. Jni 1945
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Züsa,rmeDart eit von
komuDislischer ud
§ozialdemokatischer

h der Enirration

Die Landessluppe

Das ,,Einheitskomitee für den Wiederaufbau der Freien cewerkschaf-
ten", das 1935 durch die Zusammenarbeit von Kommunisten und S,o-
zialdemokraten in Dortmund geschalfen wurdet wurde bereits er-
wähnt. 1936 bildete sich in Amsterdam der ,,Albeitsausschuß fieige-
werkschaftlicher Bergarbeiter Deutschlands" uter dem greichberech-
tigten Vo$itz des ehemaligen Sekretärs des Bergarbeiterverbandes,
Franz Vogt, SPD, und des Kommunisten Wilhelm Knöchel, de! vor
1933 auf einel Dortmunder Zeche gearbeitet hätte. Dieser von d€r
Bergarbeiter-Internationalen in London anerkannte Ausschuß ver-
fügte ube! enge VerbindDgen zu vertrauensleuten auf vielen Schach-
tanlagen des Ruhrgebiets und der andelen KoHereviere. Auch im cel-
senkirchener Raum wurden auf lnitiative von Jare€k und SchiwoD
1935/36 flIegale Gewerkschaftsgruppen eeg inaeL die kommunisti
sche, sozialdemokratische und chdstLiche Arbeiter vereinten, aber
auch Kontakte zu briryerlichen Kreisen aufnahmeD. Aus diesen illega-
ien GruppeD gingen im Apdl 1945 die eßten Betriebsräte hervor, die
sich nicht nur um die Neugrundung der Gew€rksclaft, sondern auch
um die wiederaufnahme der Eörderung und der Versorgug der Men-
schen unemüdlich kümerten. A}Inliche Initiativen mii den gleichen
Zielen gab es auch im mitueren Ruirgebiet in Bochum, wo dieersteBe-
ratung dieser Art auf der Zeche ., PriMregent" stattfand. DerKommu-
nist Willi Agatz arrde 2. Vorsitzender der IG Bergbau und Eneryie.

Über die ,,Landes$uppe Deutscher cewerkscha{ter in croßbitanni-
ell" be chtet Md Oppe.Ieiner, heute Mitglied des käsidiums der
VVN Bmd der Antifaschistenr ,,Der Landesguppe Deutscher ce-
werkschafter in Großbitannien gehörten ursprüngti.h nu Mitglieder
des alten ADGB an. ...Kommunisten b . ehemalige Mitglieder der
RGO wä.en von der Mitgliedschaft äusgeschlossen. Erst nach dem
tlberIa]l Hiuer-Deutschlands auf die Sowjelunion wuden Kontat<tge-
spräche zwischen Kommunisten 

'rnd 
Sozialdemokraten getuhrt, die zu

einer sukassiven Autuahme von lrüheren Bco-Mitgliedem in die
Landesgruppe fühten. Ab 1943 warcn Kommunisten sowohl in d€Ir
Reihen der Ortsgruppen . . . als äuch j m Arbeitsäussch!ß der eine zen-
trale Leitungsfuiktion hatte - ve reten. . . . Die Landesg ppe vertrat,
irsbesondere nachdem die langwierigen Verhandlungen 

^vischenKommunisten üd Sozialdemokraten zu einem positiven Ergebnis ge-
tuhlt hatten, die Auffassung, daß im Nachkriegsdeutschland nur eine
Einheitsgewerkschäft die $oßen und \r'ichtigen Aulgaben b€im Auf-
bau eines demokratischen ud ftiedliebenden Deutschrand bewältigen
kam. Unter Einheit verstand man sowohl das organisatorische Prinzip
eines nach Industfiezweigen gegliederten Auflraus. als auch das PIin-
zip der politischen Einheit, d. h. d)e gemeinsame Mitgliedschaft von
Sozialdemokraten, Kommunisten, Ch sten und Parteilosen in einem
verband. Diese Aulfassug lirdet sich in den zaHreichen These.pa-
pieren, in den Prograrnhvorstellungen und noch einmat ausführlich in
der Abschlußeiklärung des Jahres 1945" (Nachrichten zur Wirt-
schafts- md Sozialpolitik, Heft 5/81, S. 12).

Oder ein anderes Beispiel Einer der Männer der e$ten Stunde war
Paul Harig, langähriger Betriebsratsvorsitzender auf der.Haspe. Hüt-
ie, ab 1946 Erste. Bevollmächtigter der IG Metall Hägen und spdter
DcB-Vorsitzender in Haeen und KPD-Abgeoldneter im ersten Bun-
destag. In seinem Buch,,Arbeiier, cewerkschafter, Kommunist"
(,,Nachrichten-V€rlag", r'.a.l<fut an Main I 9?3 ) schlieb Paul Harig u.
a.i ,,Auch in I{agen gingen wir-ftu die Besatzer iilegal, fur uns jedoch
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völig legal - an die Arbeit. Eduard Vietä, Ewald Aufienberg, Willi
Bürger, Heiüich llejschel und Gustav ftiebel trafen sich am 22. April
19{5 trnd diskutierten über den Aufbau von Gewerkschafted. Es war
tiit elle selbstverstärdiich, da3 eine einheiuiche Gewelkschaft, die
8!oße Sehrsucht alter Antifaschisten, geSründet werden müsse. Darauf
zog msn den Kreis größer, und es &afen sich äD 28. Apr[ r 945 C€werk-
sdstter alter füheren Richtungen.

...Wir alle, kommunistische, sozialdemokratische und christliche Ge-
w€rkschaftskouegen, handelten 1945 nac}l dem wmch, Gleichb€-
re.htigung und Demolcatie Iür aI€ Vertreter politischer und wenan-
§chedicher Bichtungen in d€n Gewerkscbaten zu garartieren, soleD
sie nul die Arbeite nteressen als Richtschnur ihres Handelns betrach-

In Baden-Württemberg war Hans Rueß Mitbegdnder der Einheitsge-
werkschaft. Solort nach seiner Rü€kkehr aus Buchenwald stellte er
sich dem demokratischen Neuaufbau zur Vertugung und gehörte spä-
t€I dem G€schäftsfülrenden Vorstand des DcB-Landesbezirks an.

Über die Anfänge Sewe.kschaftlicher Arbeit iD H€ssen hat Emil Carle-
bachbe chtet: ,,Ats wir im Ap i/MavJuni 194 5 wieder in unsere Hej-
matstadt tr'rankJurt züiückkehrten, nach laDgen Jahren in GefäDgnis-
sen, Zuchthäusem, Konz€ntratio.slagem oder Emigration, da g t es,
auf T:timmem wieder aufzubauen. Selbst das Haus der Gewerkschaf-
telr war z€ßtört. FtiI uns alle war selbstveNtändlich, daßdievor 1933
betehmde Zersplitterung .icht von neuem eintleten dürfe und erst
recht nicht der Bruderzwist. der Sozialdemokaten und KommunisteD,
ADGB und RGO sowie chistliche Koueg€n entzweit und im Ender-
gebnt wehrlos gemachthatte. Die ArbeiteEirleit souteg€sichet und
lrcie Einheitsgewerkschaften sollten geschaffen werden... Die kom-
munistischen Ko[egeü haben sich auch dürch kränkend€ Diskriminie-
rung nicht zur Abkehf von der E.kenntnis über die Notwendigkeit de.
Einheitsgewerkschaft abbringen lassen. Manche wie Paut Krüger
(ÖTV, Wiesbaden), Wi[i Wildgrube (Holz, Frankfurt), Eckart (Metall,
Ha.nau), Schenck (MetaII, hanHurt) und Kindinger (Bau - Steine -
Elden, Bensh€im) wurden zu Selqetären gen'ählt. Ein Mann wie der
h€ssische Arbeitsminister Oskar Müller hat sicb 8rößte Verdienste um
die Verankerung des Freier Gewerkschaftsbundes in den BetliebeD
erworben. Und scbließlich wuden 1946 d'rch die damäls noch weiter-
be3t hende Z$ammenarbeit von SPD und KPD solche Prinzipim in
die hessische Ve assDg aufgenommen, wie das Verbot der Aussper-
rülg, das Recht auJ tubeit, das volle padtätische Mitbestimmugs-
recht der Betriebsdt€ - Prinzipien, die heute noch zu dem Grundsatz-
Programh des DGB gehören ' (,,Uz" vom 12. Oktober 19?9).

Di... Listc lieoc aich fortsetzen. SiG zeigl cindrin8lich, da3 die Kon-
muhiltcn no.h 1945 nicht nur von G€werkschattseirheit g.§proch€h,
sordcln dafür arcü k äfti8geärbcitet habeL Siczeisen, daß tommüni-
itirche ccserllchalt€l zur TraditioßIirie Ter EinheitseEwerkschaf:
tcn tD rßrrd6 land aetören. Wer drs v.EchBeigt oder gar bestrcitet,
d.r ftlsclt dte Gdclichte.
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Anfänge der
GcwerLschattsarbeit
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Itrtt€rs€w€rkschäft-
liche Diskussion€n
tiber verwirklichung
gei,erkschaftlicher

III. Die Auseinandersetzungen um die
Politik der Einheitsgewerkschaf -
ten in den ersten Jahren der Bun-
desrepublik

Mit der Gründung des DGB im Oktober 1949 wurde ein großes Ziel d3r
deutschen Gewerkschaftsbewegung erreicht; die Einheitsgewerk-
schaft. In der Satzung war der Bund a1s die ,,Zusämmenfassung aller
G€werkschaften zu einer wirkungsvollen Einheit und Vertretung der
gemeinsamen Interessen auf allen Gebieten, nßbesondere der Wirt-
schafts-, Soziäl und Kultupolitik" bestimmt zugleich wude seine
,,Unäbhängigkeit gegerüber den ReligioneD, veNaltugen, Unter-
nehmern, Konlessionen ud politischen Parteien" festgehalten. Bei al-
ler positiver Einschätzung des cründurgskoDgresses wiüe es DatiüIich
falsch ananehmen, daß Eit der Gründung ud Entwicklug des DGB
die politischer und weltanschaulichen MeinuDssverschiederh€itetr
und Behachtünssweisen und die unterschiedlichen sesellschaftspoli-
tischeD zielvoEtellungen de! cewerkschafter, die uterschiedlicho
polirischen und welbnschaulichen Strömunsen angehören, überwun-
den worden wtuen. Das konnte selbstverständlich nicht d€r ralt sein.
Düaus .rgibt sich, d3ß eire stärdige innEgewerkschaftliche Disku§-
sion über die vEwirklichüns der cewerkschaftlicho ro erürgeD,
wie sie u. a. im Al<tions- und Grundsaizprogramm fomuliert \i'aren,
stattgofunden hat und stattlindet. Bei der Gründung des DGB warer
sich die Gewerkschaften da n einig, daß die Wahmehmung iher klas-
sischen Schutzfunktionen nicht ausreichen wnrde, um die gegebene Si-
tuation der Not und d€s Mangels zu uberwindeD. Ebenso entschieden
lehnten sie wütschaftspolitische Konzeptionen ab, die sich auf die
Förderung des,,fteien Spiels'der Kräfte des käpitalistischen Marktes
konzentrierten. Das Grundsatzprogamm f orderte volle Beschäftigung
aller Arbeitswilligen; wirksäme Mitbestinmtrng in atlen personellen,
wirtschaftlichen und sozialen Frage!; Überführung der Schrüsselin-
dustrien in Gemeineigentum; angemessene Beteiligung aller Werktäti
gen am volkswirtschaftlich€n Gesamtertft g.

Das ist aber nur die eine Seite. Di€ aDdere Seite ist, daß maßgebliche
Kräfte in der Fühung des DGB keineD entschiedenen Kampf für di€
Verwirklichug des beschlossenen Prcgramm tuhrteD. Sie beharten
im Antikommunismus und waren mit ali€D Mitteln b€strebt, den Ein-
f1uß der KommunisteD in den Ge\rerkschaflen zurückzudrängen. Da-
bei schreckten sie auch vol dem Ausschluß von Kommunisien und an-
drrcn forl schrittlc-hen fubeirem auden oCs-Gewerkschallen nichl
zurück. Hans Böckler und anderc r'ührer des DGB vertiaten die Auf-
iasslDg, daß es aui dem BodeD der wiederherg€steuten käpitalistischen
Besitz- und Machtverhältnisse in der Bündesrepublik möglich sei,
durch verhaldlungen mit der Begierune und den Untemehmem Dicht
nursoziaieR€fomen durcharsetzen,sondemauf diesemWege allmäh-
lich auch die Ausbeutung zu beseitigen. D as war eine um so schwer.,,r'ie.

Benoere Fehlcinscharz;s, da die Zert nach dem crundugskongreß
des Deutschen Gewerkschaftsbundes durch die sich verschädenden
Auseinandersetzügen zwischen dem erstarkten MoDopolkapital ünd
der Arbeiterklasse der Bundesrepublik gekemzeichnet wa.. Das zeigte
sich vor allem an den Auseinandersetzungen um die Montan-Mitbe.



stimmunS, um die wiederaubüstung der Bundes.€publik und das Be-
triebsverf assungsgesetz.

Vor Arbegibn sted d€r Deutsche ce*erkschäftsbuDd der Taßache
gEgerübcr, daß da6 Großkapital von 1945bis 1949 scine politische und
auch win3chäftlich€ Mrcht, sem luch teils noch cingeschrä.kt düch
d8s Bcsrtzunasstrtut, Grneueri hatt€. Nunm€hr verfügte es wieder über
€in eigenes staa[iches G€bäude. Ven.eter der großen Banken und
Konzeme b€setzten die Schlüsselstellungen des Staates. Die Verquik-
kung von Großkapital und Staat e olgte aufs neue. Diese Entwicklung
§urde durch die Wiedercrrichtung von UDternehmerorgarisationen
und die Bildung von WirtschaftsverualtmgeD, in denen die Interes-
senvedreter des Konzemkapitals entsch€idenden Einflu-ß ausübten,
eirg€leitet. Seit Herbst 1945 gestatt€ten die Militäregierungen der
Westmächte die Wiedererrichtung von Industde- und Handelskam-
mern iD ihrer alten Zusammenselzung. In den Vorständen ubten Ver-
t.ets der Konzeme ihen beherschenden Einfluß aus. zm Beispiel
Dr. Herbe.t Dicke (DeutscheBank), Dr- Emt Hilbert (Gutehoffnungs-
hütte), Ludwie Kruse (Deutsche Bank), wilhelm Unger (Hugo Stinnes
GmbH) usw. So entstand em€ut ein System von sog€nannlen Wirt-
schaftsvereinigugen. Diese setzten die cepflogenheiten der im
Reichsverband der Deutschen lndustrie zusammengeschlossenen Un-
tenehmerverbände aus der Weimarer Zeit fort. Sie torpedierten mit
iher ganzen Macht alle Mäßnahmen, die auf einen demokratlsch€n
W[tschaftsaufbau in d€n westlichen BesatzuDgszonen hiMielten. Die
gleichzeitige Wiedelgründung sogenamtq Arbeitg€berverbände
fühte bis 1947 - trotz der Prctestevonseiten der cewerkschaften -zur
Bildung zonaler Arbeitsgemeinschaf ten, wie der,,Arbeitsgemeinschaft
der Arbeitgeber in der britischen Zone" mit dem Multimillionär Wil-
h€lm Vorwe.k an de! Spitze. wielangsam und behindert verlief dem-
gegenüber die Entwlcklung der Einheitsgewerkschaften in den west-
zonen- So dufte el§t im MäIz 1946 in derbritischen Zoneeine Gewerk-
schaftskonferenz auf zonaler Ebene stattfinden. Erst im April 194?
durften sich die dlei Landesgewerkschaftsoryanisationen der briti-
schen Zone ve.einigen. Ainrich war es in der US-Zone. Als im Mäz:
I9{6 i, Bayem Cewerkschaften ersl aul onhcher Ebeni genehmigl
wrrden, Sab es dort bereits Lizenzen für 21 Untemehmerverbände auf
Landesebene Diereaktionären deulschen KraIle hät1en es jn den west-
lichen Besatzungszonen - abgeschirmt und g€fördert düch die Besat-
zurgsbehördeD verstanden, sich neu zu sMeln, ihre gesellschaftli-
chen Positionen zu erhalten bru. wieder aufzubauen und damit eine
vorentscheidung in derbei Kriegsende offenen Frage herbeizutuhen,
we. die politische Macht ausüben !oll. Vo. dieser Sachlage stand der
DGB. Von Anfarg an stand er den wiederhergestellten kapitaListischen
Macht- und Besit?€rhältnissen gegenüber.

Eire el§te Kostprobe dieser Deu€n Lage w en die Auseinande$etan-
gen urn das Montanmitbestimungsgesetz, das am 21. Mai 1951 in
Kraft trat. Bei allen Mängeln, die ihm anlaft€len, b6tätigte es eiDen
Teil der Recht!, die sich die Arbeiter nach 1945 e.kämpft hatten.

In deD politischer Auseinddeßerzungen wird olt den Kommunisten
vorgeworfen, daßdamals dielraktion der KPD im Bundestag sich bei
der Abstimmung über das Mitbestimmungsgesetz der Stil1üe enthal-
ten hätte. Damit hätte die KPD ihre gewerkschaltsfeindliche HaltrDg
beLäftigt. Was ist dazu zu sasen? Die Fraltion der KPD hat sich nicht

l3

Großkapit.l haate von
l9l5 bis 1949 ietb€
politischc ultd x'in-
sch!ftliche Mrch.

DGB steht
wiederheryellclter
Lapitrlistiscber
Mrcht g.gc!über



f

l4

Dlc H.ltrurg der

MitbestiBmu.g 1951

Betriebsv.rfassugs-
g6€tz 1952

der Stimme €nthalten, weil sie gegeD die Montanmitb€stiEmuDg wat,
sondem weil sie damit zum Ausdruck bringen wolte, da8 die arb€iten-
den Me.schen der Bundesrepublik weitergehende Redrte, ein volles
MitbestimmurEslecht aul all€D Gebieten der wirrschalt b!äucht€n. So
erklärte im Nam€n der Bundestagsiiaktion der KPD Paul Haiig: ,,Des
cesetz über das Mitb$timmungsrechr iD der KoNe. und StaNindu-
strie entspricht nicht dem willeD und der Forderung der &beiterschaft
nach eirem echt€n Mitbestimmungsrecht. Die WerktätigeD wollen ein
volles Mitbestimmungsrechi auf alleD Gebieter der Wütschaft zu! Si-
cherurg ihr6 Arbeitsplatzes, ausrcichende Löhn€, bessere Arb€itsbe-
dineungen, tu. die verhindeMg der Büstungsprodüldion und der im-
perialistisch€n Knegsvorbereitung... Die Kommunistiscle Partei
DeutschlaDds wird mit der Arbeiterschaft den Kampl um das echte
Mitbestinmugsr€cht weitertuhen" (Deutscher Bund€stag, 132. Sit-
zung, vom 10. April 1951, S. 5115). Iü der Debatte über das Cesetz er-
klä e der KPD-Abgeordnete Agatz:,,Nach 1945 trsten unsere Arbe!
ter und Algestellten ohne die Konzem- und MonopolherreD aut den
Plan. Sie bewiesen durch ibreD Einsatz beim Wiederaufbau der z€r-
störten Bet ebe, daß es auch obne Konzemhenen in der Wütschaft
geht, ,a daß 6 sogar sehr gut ohne Konzemhenen geht. Die Arbeite,
und Angestellten voUbrachten gmße Leistungen, und die Betliebsr§le
lührren damals diese Altion des wiederauftaus ohne Konzemh€rr€r.
Sie leiteten an, und sie sorgte! datur, daß die Betriebe ü Oidnung ge.
bracht ud die Produktion wieder in Gang gesetzt wurde. Sie hatten
damals tatsächliche und weitgehende Mitbestimmung. von di$en da-
mals erworbenen Positionen gibt es heute leider nrlI noch sehl vreniSe;
denn es t.at sehr bald die Reaktion auf den Plan. Sie wollt€ kein derDo-
kratisches Deutschland. sie wotlte keine demokatisierte Wirtschalt.
Dann schalteten si ch die Besatzungsmächte ein. Sie sabotrert€n die Eül
demohatischo Mehrheiten in deutschen Parlamenten beschloss€le
cesetze nach einer Übertuh.ung d€r G.undstoffindustrien in den 86.
sitz d6 Volkes" (Deutscher BDdestaS, 126. Sitzung vom 14. März
I9ä1, Stenographische Protokolle, S. 445?).

Gleichzeitig tat die rraktion der KPD in der Diskussion des Mitbe.
stimmungsrechtes aUes, um fijr die Arbeiterklasse w€it€rgehende
Rechte in die cesetzesformulierung einzubringen. Ißget.Et crtt-
sprach dic flalauna d€I t{.PD-rrrktion im Bundcstag den iD DGB-
crudsltzprograEm eoth.ltGoen'irtschlftspolitis.ha Vorst llu!-
8€n des D€utscher G€werk.chrftsburdd. Da! wor L€he Erltura &-
gen die MitbGstimnuns d€r &beit€r uud ihter Gewcrklchaft [, !oD-
dGm eitr Beitrag zum Kampl für dic Erwcitauns dcr Mitbestimmlr,ls!-

Nach diesem Teil€rfolg der tubeiter und i}Irer Gewerkschatt€r im RiJl-
gen um Mitbetimmung in der Montanindustrie galt es, solche Rechte
in der gesamten lndustrie durchzusetz€n- Ein€r solchen Erweiterung
wurde vom Monopolkapital der schitfste Kampl angedIohl Die ReaI-
tion fomi{te sich weiter. ftr Angriff fand seinen sichtbaEten All3-
druck im Betriebsverfassungsgesetz vom 19. Juli 1952. Gegenübe! den
bis dähin gettenden Behiebsdte- und Mitbestimmungsgesetzen war €6

ein scharfer, deutliche! Rrickschritt, €beDr reaktionär.

In zahleichen Städten und Industriegebieten kam es dagegen zu De-
monstrationen md Wamstreils. Zur Erreichung eines fortschrittli-
chen Betriebsverfassungsgesetas fühlte die IC Druck lmd Papi€! em



27. und 28. Mai 1952 einen Streik in allen ZeitunEsdruckereien duch,
mit dem Ergebnis, daß am 28. und 29. Mai r952 in der gesamten BD-
desrepublik ke,ne Tageszeriungen eßchrenen.

Obwohl die Arbeiter der Bundesrepublik in ihrer Mehrheit bercit wa-
reü, den Kampf gegen das r€aktionäre Bet ebsverfassuDgsgesetz zu
fühen - insgesamt streikten und demonstrierten mehrere Millionen
Arbeiter -, führte der Ceschäftsfilhrende Bundesvorstand des DGB
diese Kraft nichtsirklich in den KampI, um die Annähme des reaktio-
nären Ent$'ufs zu lerhindem. Die Mehrheit des Bu.ddtages setzte
sich rücksichtslosuberden eindeutigerklä(en willen de.Arbeiterund
C€werkschalto hin{'eg und verabschi€dete am 11. Oktober 1952 end-
diltig das arbeiterfeindlich€ BVG. Die Abänderungsvorschläge des
DGB wuden beiseile geschoben. ,,Man machte sich nicht einhal die
Mühe, sich mit ihren aus.inandezusetzen", schrieb am 25. Juli 1952
die ,,weh d"r Arbcrl"

In den ANeiDande$ctzungen um die Remilitarjsierung derBundesre
publik wsrf derDCB ebenlalls njcht sein gesamtes Cewicht in die Aus-
einandersetzung€n. wir gehen daraul im 5. Bildungsheft ein. Große
Teile der Arbeiterklasse der Bundesrepublik wandt€n sich entschieden
gegen die Auftüstung und die damit verbudene veEchärIte Ausbeu-
tung. Die Haltung der DGB-FührunC war jedoch inkonsequent und
widersprüchlich. Einerseits vurde vor Maßnahm€n, ,,di€ dem Wiede-
rerstehen des alten, uns in seinen verhängnisvollen Auswirkungen be-
kannten Militaismus dienen können, ud vo. jeder aggessiven Au-
ßenpolitik ' gewamt, andereßeits jedoch erktärtr,,Die Frage des deut-
schenVerteidigungsbeitrages tsr von den politischen Instanzen zu ent-
scheid€n" (Die Quelle, 195:. Heft 2, S. 5?).

Die AuseinandeEetzungen innerhalb der Gewerkschaften uber die
Aulgabe der c€werkschaflen fandeD ilren Niedorschlag aul dem 2.
Ordentlichen Bundeskongreß des DCB von 13 bis 17. Oktober 1952 in
Westberlin. Im Ergebnis der heftigen Krilik gegen sein offenes Eintre-
ten für einen ,,Verteidigungsbeitrag" der Bundesrepubtik mußte de!
erst im Jrhi 1951 aul dem Außerordentlichentsundeskongreß des DGB
- nach dem Tode Hans Böcklers - zmvorsitzenden gewählte Chdstian
Fett€ gehen- Ebenso erging es d€n M itgtiedern des Geschäftsführcnden
BundesvoEtandes Erich Buhrich und Hans vom Hoff, dieolfen für eine
,,Zusammenarbeil mit dem Monopolkapital waren. Die Mehrheit der
Delegierten lerpflichrete den Bundesvo$tand, die,,Bemühungen um
erDe fortschrittli.h€ Regelung des Betdebsvedassungslechts fortzu-
setzen" (Protokoll. 2. Oldentlicher Bundeskongreß, S. 478).

Aber trotz a1l der in den vergangenen Jalren gemachteD Erfahrungen
mit der Restaumtion der alten Macht- und BesitzverhäItnisse in der
Bundesrepublik und der arbeite eindlichen Politik der Adenauer-Be-
gierung kam es aufdiesem Bundeskongeßdes DGB nicht zu konkreten
Schtußfotgerungen für dcn weiteren Kampf der Einheitsgewerkschaf-
ten. Imüer d€ütlicher zeichnete sich ab, daß in den Einhcitsgewsk-
ich!fter kebe einhcitliche Politik bet €ben wrdq sorderr daß hsrr
urn di€ Ori€ntierung der Gewerkschaft€n gcrunSen wurde. Und aar
zwhchen den Kräfter in den Gewerkschaften, die die Arbeiterkla§se
Eit dem kapitalistischen Systern sussöhren woUt€D, utrd deD Kräft€n,
di. Girc koßequ€nte Poliiik der cev'erlsch!ften im lDreresse der Ar-
bciterklasse vertraten. So zeiaen schoD di€ Auseinandersetzuna€tr der
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16 eßten Jahre des Deutscher Gewerkschaftlbudes, daß aleir die ots!-

nisatorische EiDtreit d€r Gewertschaft§bewegung Doch dcht die san e
cewelkschaftseinheit ausmacht. Das V€rEäcütni§ der G nder der
Eirheitsg€E erkschaft l,ar, daß di€ Arbeiterkla$e dcht bloß di€ ot8!-
risatorisch€ EiD[eil der Arb€iterkhssc braücht, so[dütr die trinheit
der ceserkschaften im I(sEpl Seger das Großkrpital, g€gen KieA
ud Beaktio[; daß di€ Alb€it€Iklssse die Einhcil§gewerkschaft im Ir-
teresse und ftir di€ Inter€ssor der Arbeiterklasse braucht.

Begriff s- und Worterklärungen:

wörtlich übersetzt: Eigegesetzlichkeit, S€lbst-Ge.
setzgebung, Selbstbestimmung.

Ma$hall-Plar:

Bichtün8s-

Berufs6tärdischc
Orsauisation€n: deD Berulen nach gegliedede Organisationen.

aheser nach dem damalige.'r amerikanjsch€n Au-
ßenministo Ceorge C. Marshall benannte Ptan sah
vor. di" ökonomschen und pohtischen Schwieng-
keiieD der im Kriege geschwächteD Länder auszu-
nutzen und du.h Krediteu,d warernreferungen in
wachsende ökonomische, politische und mititäri-
sche Abhärgigk€it von den USA zu b ngen. Sie
ftihrten zur Belebrjng der wirtschaft ünd beschleu-
nigten in jeDeD Ländem, die sich wi€ die Bunde$€-
publik dem Mal§hall-Pld arschlGsen, die Ent-
wicklung des staatsmonopolistischen Kapitalis-

WiederherstellBg.

In der lveimarer Zeit hatteD alle politisch€n
Hauptströmungen eieene, mit ihneD verbündene
cewerkschaften. Das waren: bei der SPD die
,,Freien Gewerl§chaften", die im ADGB zusamherF
geschlossen waren. Beim Zentrum die ,,Christli-
.hen c.wdkscheheD" dle ih DGB i}lreD Dach-
veüänd hatten. Bei den Demokmten die Hirsch-
Dunle$chen G€werkschaften. BeidenDeutschna-
tional€n die gelben Werksvercine. Bei den Nazjs die
NSPO (Nationalsozialistische Betdebszellen-Or-
ganisationen)- Neben diese. politlschen SpanuDg
der Gewerkschatten warm sie auch noch in Stan-
des- und Beflrlsverbände gegliedert. Sond€rge-
werkschaften uDd Gew€rkschaJtsbünde für Ange.
stellte md Beamte - meherc Berulsgewerksehaf-
ten in emem Betrieb. Es war also keineswegs selbst-
verständlich, Uaß die KPD keine eigenen Gewerk-
schaften schuf, sondem sich tur die Mitarb€it i[ so-
zialdemolsatisch gefühten ADcB-Gewe.k§chaf-
ten entschied. Zur RGO siehe die vorherigen Bil-
dungshefte.

Unter lYsalrtioDslinie der Gew€rkschatten velste.
h€n wir die geschichflich€n Wuuln und die Ge-
schichte dd Gewerkschaf ten.

Ti.ditioßliri€:



Wirtschaft spolitische Grundsätze
des Deutschen Gewerkschaftsburdes (1949)

Die G€werkschaften als Organisationen der Arbeiter, Angestellten und
BeamteD nebmeD die wi.tschattlichen, sozialen und kulturellen Inter-
essen aller Werktätisen wahr. Sie setzen sich für eine Widschaftsord-
nung ein, in der soziale Ungerechtigkeit und wiitschaftliche Not besei
tigt und jedem Albeitswilligen Arbeit und Existenz Sesichert wird- Die
wütschaftQolitik ist eines der wichtigsten Mittel zur Steigerung der
wttschaftlicheD Gesamtleistung. Sie ist z'rgleich ein Kmpfplatz, auf
dem sich entscheidet, wieviel die einzelnen InteresseDgmppen an Ar-
beit und Leistung flir die Csämtheit aufzubriDgeD haben und in wel-
chem Umfang sie am volkswnbchaftlichen Erhag beteiligt werden.
von diesen Talsachen ausgehend, erhebeD die cewerkschaften die fol-
Senden Grudsatzf orderungen:
l. Eine volkswirtschaft, die unter Wahrog der würde lreier Men-

scheD die volle Beschäftigung aller tubeitswiuig'en, den eeckmä-
ßigen Einsatz aller volkswirtschaftlichen koduktivkdlte und die
DeckunS des volkswirtschaftlichen Beda s sichert.

2. Mitbestimmung der organisierten Arbeitnehmer in allen personet-
len, wirtschaftlichen und sozialen Fragen der Wirtschaftsftihrung
und Wirtschaft sgestaltung.

3. Übertuhrung der Schlusselindustrien rn Gemeineigentum. insbe-
soDdere des Bergbaus, der Eisen- und Stahlindustrie, der Großche-
mie, der Energiewi schaft, der wichtieen verkehßeinrichtungen
und der Krcditinstitute.

4. Soziale Cerehtigkeit du.ch Dgemessene Beteiligung aller Werktä-
tigeD am volkswirtschaltlichen Gesamtertrag und Gewährung eines
ausrcichenden Lebensunterhaltes für die infolge Atten, Invalidität
oder Krankheit nicht tubeitsfähigen.

Eine solche w tschaftspolitische Willensbildung und widschaftsfüh-
rung verlangt eire zentrale volkswinschaftriche Planung, damit nicht
private Selbstsucht über die Notwendigkeil der Gesamtwirtschaft
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